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Abkiirzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Stéanderates

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

EU Europaische Union

DEZA Direktion fur Entwicklung und Zusammenarbeit

EDA Eidgendssisches Departement flur auswartige Angelegenheiten

ILO Internationale Arbeitsorganisation

1ZA Internationale Zusammenarbeit

AIG Bundesgesetz Uber die Auslanderinnen und Ausléander und Uber die
Integration

Gesda Geneva Science and Diplomacy Anticipator

InstA Institutionelles Abkommen

MENA Middle East & North Africa

MRA Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der
Europaischen Union Uber die gegenseitige Anerkennung von
Konformitatsbewertungen

ONU Organisation des Nations unies

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

UE Union européenne

bDDC Direction du développement et de la coopération

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

oIT Organisation internationale du travail

Cl coopération internationale

LEI Loi fédérale sur les étrangers et I'intégration

Gesda Geneva Science and Diplomacy Anticipator

InstA Accord institutionnel

MOAN Moyen-Orient et I'Afrique du Nord

MRA L'accord entre la Confédération suisse et I'Union européenne relatif a la

reconnaissance mutuelle en matiére d’évaluation de la conformité
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BERICHT
DATUM: 31.12.2021
AMANDO AMMANN

Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Jahresriickblick 2021: Aussenpolitik

Nach dem Jahr 2020, das auch im Bereich der Aussenpolitik mehrheitlich von der
Covid-19-Pandemie dominiert worden war, kehrten 2021 wieder andere Themen ins
Scheinwerferlicht zurtick. Allen voran gewannen die Beziehungen zur EU aufgrund
unvorhergesehener Ereignisse an Salienz. Die Zeitungsanalyse 2021 von Année Politique
Suisse unterstreicht diese Entwicklung eindricklich: Zeitungsartikel zu den
Beziehungen zwischen der Schweiz und Europa machten im vergangenen Kalenderjahr
rund die Hélfte aller Artikel im Themenbereich Aussenpolitik aus (vgl. Abbildung 2 der
APS-Zeitungsanalyse 2021im Anhang).

Hauptgrund fur die Prominenz der bilateralen Beziehungen in den Medien durfte das
Ende der Verhandlungen iiber das Rahmenabkommen mit der EU im Mai 2021 gewesen
sein. Zwar widerspiegelte der mediale Tonfall nach dem Treffen zwischen
Bundespréasident Parmelin und EU-Kommissionsprasidentin von der Leyen Ende April
die Hoffnung, dass sich die Verhandlungen in eine weitere Runde wirden retten
koénnen, doch die Reaktionen aus Politik und Wirtschaft zeigten die verharteten Fronten
in der Diskussion in der Schweiz auf. Auch das Parlament Ubte Ende April/Anfang Mai
zunehmend Druck auf den Bundesrat aus, endlich neue Anséatze in die seit langerem
blockierten Verhandlungen zu bringen. Ein Abbruch der Verhandlungen schien fur den
Bundesrat schliesslich angesichts der bestehenden Differenzen unvermeidlich, wobei
die einseitige Entscheidung von der EU Uberhaupt nicht begrisst wurde. Verschiedene
politische und zivilgesellschaftliche Akteure wie die SP und die Operation Libero
drangten nach dem Verhandlungsabbruch auf neue Losungsansatze, der
polarisierendste zielte gar auf einen EU-Beitritt ab. Eine in der Folge rasch ergriffene
Massnahme betraf die seit 2019 blockierte zweite Kohasionsmilliarde, die auf Initiative
des Bundesrats in der Herbstsession von beiden Raten freigegeben wurde. Nachdem
dieser zweite Schweizer Beitrag aufgrund der Nichtverlangerung der Bérsenaquivalenz
2019 blockiert worden war, erhoffte sich der Bundesrat von der Freigabe nun die
Assoziierung an Horizon Europe.

Die Verschlechterung der Beziehungen zur EU hatte sich zu Beginn des Jahres noch
nicht unbedingt abgezeichnet. Im Méarz hatte der Bundesrat die Botschaft zur Priimer
Zusammenarbeit und dem Eurodac-Protokoll veréffentlicht und damit die Grundlage
fur eine vertiefte Kooperation mit der EU in Sachen Kriminalitdtsbekémpfung gelegt.
Diese waren in den beiden Raten unbestritten und wurden einstimmig angenommen.
Auch ein weiteres Geschaft im Rahmen der Schengen-Weiterentwicklung, die
Interoperabilitdt zwischen den EU-Informationssystemen, fand im Sténderat eine
grosse Mehrheit. Etwas umstrittener gestalteten sich die Ratsdebatten Uber die
Schweizer Beteiligung an der Weiterentwicklung von Frontex und Uber eine dafur notige
Revision des AIG. Da die Rate und die vorberatenden Kommissionen der EU-
Migrationspolitik kritisch gegentuberstanden, brachten sie Ausgleichsmassnahmen in die
Vorlage ein, um der humanitéaren Tradition der Schweiz gerecht zu werden. In der Folge
wurde vor allem Uber deren Ausgestaltung diskutiert und weniger Uber den Frontex-
Beitrag, der personelle und finanzielle Mittel umfasste und aufgrund der drohenden
Beendigung der Schengen-Assoziierung bei einer Nichtibernahme unbestritten
schien.

Deutlich positiver als die EU-Politik liest sich die Bilanz der Schweiz im Hinblick auf die
Kooperation mit einzelnen europaischen Staaten. Die bilateralen Beziehungen zum
Vereinigten Konigreich im Nachgang des Brexit nahmen 2021 weiter Form an. Im Januar
nahm der Stdnderat als Zweitrat eine Motion Cottier (fdp, NR) an, die eine vertiefte
Handelsbeziehung im Rahmen der «Mind the Gap-Strategie» des Bundesrats verlangte.
Zudem veroffentlichte der Bundesrat im Juni die Botschaft zum Abkommen mit dem
Vereinigten Konigreich Uber die Mobilitat von Dienstleistungserbringenden, durch das
die Schweiz einen vereinfachten Zugang zum britischen Arbeitsmarkt erhalten soll.
Dieses nahm die kleine Kammer in der Wintersession einstimmig an. Auch die Nutzung
des franzosischen Satellitensystems «Composante Spatiale Optique» wurde von
beiden Raten ohne grésseren Widerstand angenommen.
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Auch in der Aussenwirtschaftspolitik ereignete sich im vergangenen Jahr einiges,
angefangen mit der Abstimmung Uber das Freihandelsabkommen mit Indonesien,
welches die Schweizer Bevélkerung im Marz mit 51.6 Prozent Ja-Stimmen knapper als
erwartet annahm. Deshalb werteten auch die unterlegenen Gegner und Gegnerinnen
des Abkommens dieses Resultat als Erfolg, insbesondere im Hinblick auf das
Freihandelsabkommen mit dem Mercosur, welches gemass geltender Gesetzgebung
automatisch dem fakultativen Referendum unterstellt werden soll. Erwdhnenswert war
im Kontext des Aussenhandels auch die Anpassung des Embargogesetzes, durch die das
Einfuhrverbot von Feuerwaffen, Waffenbestandteilen, Munition und weiteren Gutern
aus Russland und der Ukraine fortgefuhrt werden konnte und die es dem Bundesrat
erlaubt, in vergleichbaren Situationen nicht mehr die Bundesverfassung fur ein
Embargo bemuhen zu mussen.

Deutlich weniger Verdnderungen als in anderen Jahren gab es bei den Beziehungen zu
internationalen Organisationen. Hervorzuheben ist hier die Sistierung des UNO-
Migrationspakts durch den Sténderat, welcher die Ergebnisse der Subkommissionen der
aussenpolitischen Kommissionen zum Thema «Soft Law» abwarten wollte. Ebenfalls von
Bedeutung waren die Bewilligung der von der WAK-SR geforderten standigen
parlamentarischen Delegation bei der OECD durch die beiden Rate in der
Herbstsession und die Ratifikation der ILO-Ubereinkommen 170 und 174.

Einen Bedeutungsaufschwung erlebten die bilateralen Beziehungen der Schweiz mit
China, was sich in einer Vielzahl an parlamentarischen Vorstdssen dusserte. Ausloser fur
die rege Tatigkeit des Parlaments war die mit Spannung erwartete Publikation der
Schweizer China-Strategie im Marz. Diese wurde unter anderem fur ihren unklaren
Umgang mit den chinesischen Menschenrechtsverletzungen kritisiert, weshalb die
aussenpolitischen Kommissionen der Réate selbst aktiv wurden. Bereits vor
Veroffentlichung der China-Strategie hatte die APK-NR in der Frihjahrssession einen
Bericht zur Umsetzung des bilateralen Menschenrechtsdialogs eingefordert - mit
diesem sollte die China-Strategie beurteilt werden. Auch die Situation der tibetischen
Exilgemeinschaft in der Schweiz, die laut APK-NR unter der zunehmenden
Einflussnahme Chinas leidet, wurde in der Frihjahrssession thematisiert. Kurz darauf
engagierte sich die APK-NR auch in diesem Themenfeld: Mittels Motion forderte sie
einen starkeren Fokus der Schweiz auf die Forderung der Menschenrechte in China, der
auch in der Schweizer China-Strategie zum Ausdruck kommen sollte. Die Motion wurde
vom Nationalrat zwar beflrwortet, aber vom Stédnderat abgelehnt. Die APK-NR war es
auch, die den Bundesrat im Sommer mit einem Postulat ins Schwitzen brachte, das die
Prifung von vertieften Beziehungen mit Taiwan - unter anderem auf politischer Ebene
- forderte, was ganz und gar nicht zur Ein-China-Politik der Schweiz passte und vom
Bundesrat daher abgelehnt wurde. Anders sah dies der Nationalrat, der das Postulat
Uberwies. Etwas allgemeiner ging die APK-SR vor, die in einer von ihrem Rats bereits
unterstlitzten Motion eine Institutionalisierung des zwischenstaatlichen Austauschs und
der Koordination von Schweizer Akteuren mit China verlangte, um die politische
Koharenz der China-Politik sicherzustellen.

Zu kleineren Ausschlégen in der APS-Zeitungsanalyse 2021 fihrten zudem die Guten
Dienste der Schweiz (vgl. Abbildung 1). Im Juni fand in Genf das viel beachtete Treffen
zwischen US-Prasident Biden und dem russischen Prasidenten Putin statt, das von den
Bundesraten Cassis und Parmelin genutzt wurde, um die Bedeutung des internationalen
Genfs als Standort flr interdisziplinare Kooperation hervorzuheben. Im August
verstarkte sich die Berichterstattung in diesem Themenbereich aufgrund der durch die
Machtibernahme der Taliban ausgelésten Krise in Afghanistan. In deren Wirren
evakuierte die Schweiz ihr DEZA-Kooperationsbiro in Kabul und vergab den lokalen
Mitarbeitenden der Schweizer Aussenstellen insgesamt 230 humanitare Visa. Im
Bereich der Menschenrechte hatte der Bundesrat noch vor diesen beiden
Grossereignissen die Leitlinien Menschenrechte 2021-2024 publiziert.

Die vorlUbergehenden Lockerungen der globalen Corona-Massnahmen machte sich im
EDA vor allem anhand der Auslandreisen von Aussenminister Cassis bemerkbar. Nach
einem mageren 2020 schien der EDA-Vorsteher 2021 einiges nachzuholen und reiste in
mehrere Lander, die im Fokus der Schweizer MENA-Strategie standen, darunter
Algerien, Mali, Senegal, Gambia, Irak, Oman, Libanon, Libyen und Saudi-Arabien. Von
besonderer Bedeutung war der Staatsbesuch in der Ukraine, den Cassis zum Anlass
nahm, um den Vorbereitungsprozess fiur die Ukraine-Reformkonferenz 2022
einzulauten. '
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 01.03.2022
AMANDO AMMANN

In der Frihjahrssession 2022 nahm der Stédnderat Kenntnis vom Aussenpolitischen
Bericht 2021. Im Mittelpunkt des Berichts stand die Europapolitik der Schweiz mit dem
Schwerpunkt des institutionellen Rahmenabkommens. Darlber hinaus gab er eine
Ubersicht tber die aussenpolitischen Aktivitaten in Umsetzung der Aussenpolitischen
Strategie 2020-2023. Zu Beginn lieferte der Bericht eine Einschatzung der
geopolitischen Entwicklungen und hielt fest, dass der Abzug der US-amerikanischen
Truppen aus Afghanistan - der die Evakuation des Schweizer Kooperationsbiros nétig
gemacht hatte - eine Zeitenwende markiere, wobei sich die USA von der
Terrorbekémpfung abwenden und sich stattdessen auf ihre Beziehungen mit
rivalisierenden Grossméachten wie China konzentrieren wirden. Durch die
zunehmenden Spannungen zwischen den Grossméachten hatten auch die Guten Dienste
und die Gaststaatrolle der Schweiz an Bedeutung gewonnen. Als Beispiel nannte der
Bericht das Treffen zwischen US-Prasident Joe Biden und dem russischen Prasidenten
WIladimir Putin in Genf, sowie die Vorbereitung zahlreicher Friedensprozesse, unter
anderem jenen fur Libyen.

Zudem sei es gelungen, im Bereich der Aussenpolitik mehr Kohérenz zwischen den
verschiedenen Departementen herzustellen. Mit der Veroffentlichung der
geografischen Folgestrategien Sub-Sahara-Afrika 2021-2024 und China 2021-2024
wurde die zweite Ebene der aussenpolitischen Strategie ausgebaut.

Im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit, die durch die IZA-Strategie 2021-2024
definiert wird, dominierten im Berichtsjahr die Folgen der Covid-19-Pandemie. Die
Schweiz beteiligte sich unter anderem an der Entlastung der Gesundheitssysteme
durch finanzielle und medizinische Hilfslieferungen, beispielsweise durch die
zuséatzlichen Kredite in Héhe von CHF 226 Mio. zugunsten der multilateralen Initiative
«Access to Covid-19 Tools Accelerator». In Erfullung der Strategie Digitalaussenpolitik
2021-2024 wurde der Wissenschaftsdiplomatie eine grossere Rolle in der Schweizer
Aussenpolitik eingerdumt. Die 2019 gegrindete GESDA konnte im Berichtsjahr erstmals
eine grossere Veranstaltung durchflihren und trug damit zum Ziel der Strategie bei,
brickenbauend an der Schnittstelle von Wissenschaft und Politik zu wirken.

Ein wichtiges Ziel der Legislaturplanung des Bundesrats 2019-2023 bestand in der
Sicherstellung geregelter Beziehungen mit der EU. Aufgrund des Abbruchs der
Verhandlungen Uber das InstA widmete sich das Schwerpunktkapitel den bilateralen
Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU. Der Bundesrat bekréaftigte seinen
Willen, den bilateralen Weg fortzufuhren und legte dar, welche zusatzlichen
Massnahmen zur Umsetzung des Legislaturziels ergriffen werden missen. Um die
Beziehungen zur EU zu verbessern und die Zusammenarbeit zu starken, wurden
verschiedene Massnahmen beschlossen, darunter die Freigabe der Rahmenkredite
Kohéasion und Migration und die Aufnahme eines strukturierten politischen Dialogs. In
vielen Bereichen zeigte sich 2021 jedoch keine Verbesserung oder gar eine
Verschlechterung der bilateralen Beziehungen. So wurden bei den Assoziierungen an
das Horizon-Paket 2021-2027 und Erasmus+ keine Fortschritte erzielt, das
Stromabkommen mit der EU rickte nach dem Aus des Rahmenabkommens in weite
Ferne und die fehlende Aktualisierung des MRA im Bereich der Medizinprodukte zwang
den Bundesrat dazu, Massnahmen zur Gewéahrleistung der Versorgung mit sicheren
Medizinprodukten zu erlassen. Trotz der schwierigen Beziehungen band sich die
Schweiz auch im Berichtsjahr in verschiedenen Sektoren enger an die EU. Unter
anderem beschaftigte sich eine interdepartementale Arbeitsgruppe mit dem von der
EU vorgesehenen CO2-Grenzausgleichsmechanismus, das Abkommen Uber
Zollerleichterungen und Zollsicherheit wurde aktualisiert und das Parlament
genehmigte die Ubernahme weiterer Teile des Schengen-Besitzstands. Zudem wurde
die Beteiligung an der Prumer Zusammenarbeit, die wichtig fur die polizeiliche
Kooperation innerhalb Europas ist, im Parlament angenommen.

Der Bericht bilanzierte, dass die Umsetzung der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023
in Bezug auf die Beziehungen zur EU einen Rickschlag erlitten habe. Anderweitig
verlaufe die Implementation der Strategie trotz der Pandemie aber zufriedenstellend.
Im anstehenden Jahr wolle sich die Schweiz flr einen wirksamen Multilateralismus
einsetzen, wenn maglich als Mitglied des UNO-Sicherheitsrats. Zwei wichtige Anlasse zu
diesem Thema féanden 2022 in der Schweiz statt, einerseits das «International
Cooperation Forum Switzerland», andererseits die finfte Ukraine-Reformkonferenz. ?
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BERICHT
DATUM: 17.08.2023
MARLENE GERBER

Riickblick auf die 51. Legislatur: Aussenpolitik
Autorinnen und Autoren: Amando Ammann und Marlene Gerber
Stand: 17.08.2023

Zwei Ereignisse pragten die Debatten in der Schweizer Aussenpolitik der 51. Legislatur
in besonderem Masse. Das erste war der Abbruch der Verhandlungen iliber das
institutionelle Rahmenabkommen, den der Bundesprésident nach einem Treffen mit
der EU-Kommissionsprasidentin im April 2021 bekannt gab. Fir zentrale substantielle
Differenzen in den Bereichen Lohnschutz, Unionsblrgerrichtlinie und staatliche
Beihilfen hatten die beiden Parteien keine Einigung erzielen kénnen. Der
Verhandlungsabbruch fuhrte unter anderem zu einer Blockierung der Teilnahme am
EU-Forschungsprogramm «Horizon Europe» (siehe auch den Legislaturrickblick zur
Bildung). Die daraufhin erfolgte Freigabe der zweiten Kohasionsmilliarde durch die
Schweiz trug nicht wesentlich zur Entspannung der Beziehungen bei. Nach mehreren
Sondierungsgesprachen signalisierte der EU-Kommissar bei einem Besuch in der
Schweiz in gewissen Punkten Entgegenkommen von Seiten der EU. Im Juni desselben
Jahres verabschiedete der Bundesrat die Eckwerte flr ein neues Verhandlungsmandat
mit der EU.

Wie ein Damoklesschwert Uber den bereits belasteten Beziehungen mit der EU hing
zuvor auch das Referendum gegen die Beteiligung der Schweiz am Ausbau von Frontex,
da ein Nein an der Urne den Ausschluss aus Schengen hatte nach sich ziehen kénnen.
Im Mai 2022 sprachen sich indes sieben von zehn Abstimmenden fir den Frontex-
Ausbau aus. Auch im Jahr 2020 hatte das Parlament bereits intensiv Uber mogliche
Folgen der Ablehnung einer Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands diskutiert:
Zu Beginn hatte sich der Nationalrat geweigert, auf den Ausbau des Schengener
Informationssystems (SIS) einzutreten, dnderte seine Meinung nach den vom Sténderat
eingefiigten Anderungen jedoch, woraufhin die Weiterentwicklung genehmigt wurde.

Mit sofortiger Wirkung stellte der Ausbruch des Kriegs in der Ukraine in der zweiten
Halfte der Legislatur andere aussenpolitischen Themen in den Schatten und pragte die
Schweizer Aussenpolitik der 51. Legislatur fortan in aussergewdhnlichem Masse. In noch
nie dagewesenem Ausmass Ubernahm die Schweiz Sanktionen der EU gegen Russland.
Der Erlass und die Ubernahme von Sanktionen fiihrten auch im Parlament zu mehreren
intensiven Debatten, insbesondere im Rahmen der Revision des Embargogesetzes,
dessen Anpassung urspringlich angegangen worden war, als der Bundesrat wahrend der
Krim-Krise 2014 beschlossen hatte, die EU-Sanktionen gegen Russland nicht zu
Ubernehmen. In Zusammenhang mit den aktuellen Aggressionen wurden indes
Kommissionsinitiativen lanciert, mit denen das fur andere Staaten geltende
Wiederausfuhrverbot von in der Schweiz erworbenen Ristungsgltern gelockert werden
soll. Direkt verknUpft wurden die Debatten um die Sanktionen und die Wiederausfuhr
mit denjenigen zur Schweizer Neutralitatspolitik.

Ebenfalls Anlass fir Diskussionen rund um das Neutralitatsverstandnis bot der Umstand,
dass die Schweiz im Juni 2022 und somit elf Jahre nach Ankundigung ihrer Kandidatur
als nichtstandiges Mitglied des UNO-Sicherheitsrats gewahlt wurde.

Eine weitere aussenpolitische Premiere ereignete sich mit der Volksabstimmung Gber
das Freihandelsabkommen mit Indonesien, denn zum ersten Mal in der Schweizer
Geschichte war ein fakultatives Referendum zu einem Freihandelsabkommen zustande
gekommen. Im Méarz 2021 beflrworteten knapp 52 Prozent der an der Abstimmung
teilnehmenden Stimmberechtigten das Freihandelsabkommen, das zwar erstmals
Nachhaltigkeitskriterien einschloss, aber auch Zollerleichterungen fur Palmal
beinhaltete.

Eine bedeutende Neuerung stellte nicht zuletzt auch die Aussenpolitische Strategie
2020-2023 dar, die zur Verbesserung der Kohérenz zwischen Innen- und Aussenpolitik
erstmals in einem interdepartementalen Prozess erarbeitet worden war. Ebenfalls
durften sich die Rate erstmals zur Aussenpolitischen Strategie &ussern. Als weitere
Folge der Praxisénderung erarbeitete der Bundesrat in der Folge Substrategien fur
verschiedene geographische Regionen, wobei die China-Strategie am meisten zu reden
gab.

Im Bereich der Entwicklungspolitik fihrte die wahrend Beginn der Corona-Pandemie
im Rahmen der Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021-2024 diskutierte

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



MOTION
DATUM: 05.10.2005
ELIE BURGOS

MOTION
DATUM: 13.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Frage zum prozentualen Anteil der Offentlichen  Entwicklungshilfe —am
Bruttonationaleinkommen fir intensive Debatten im Parlament. Die finanzielle
Belastung der Schweiz durch die Corona-Pandemie wurde auch als Argument
vorgebracht, um die Beteiligung der Schweiz an den Kapitalerhdhungen der
Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank zu verhindern. Die beiden
Kammern nahmen die Krediterhéhungen jedoch an.

Zu den Jahresriickblicken:
2020
2021
2022

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le Conseil national a adopté, par 151 voix contre 13 et contre I"avis du Conseil fédéral,
une motion Darbellay (pdc, VS), déposée en 2004, qui demandait au gouvernement
d’autoriser I’entrée en Suisse de touristes chinois porteurs d’un visa de I'UE (visa
« Schengen ») et visitant la Suisse pour la premiére fois. Le Conseil des Etats n'a
toutefois pas suivi la chambre du peuple, et a refusé de justesse (15 voix contre 14) la
motion en question. ?

Sozialpolitik
Soziale Gruppen
Migrationspolitik

Der Nationalrat lehnte eine Motion Freysinger (svp, VS) ab, welche die Abschaffung der
Visumspflicht fir Taiwan-Chinesen verlangt hatte, Uberwies aber gegen den Willen des
Bundesrates eine Motion Darbellay (cvp, VS; Mo. 04.3047) zur erleichterten Einreise flr
chinesische Touristen mit einem Schengen-Visum. Im Stadnderat obsiegten
Sicherheitslberlegungen gegenlber den Interessen des Tourismusgewerbes:
Schengen-Visa wiurden oft gefalscht, ganze Reisegruppen tauchten in der EU unter, die
Schweiz habe mit China keine Rickibernahmeabkommen geschlossen und solange sie
dem Schengen-Raum nicht angehdre, seien EU-Einreisesperren fur die Schweizer
Behorden gar nicht erkennbar. *

1) APS-Zeitungsanalyse 2021 - Aussenpolitik

2) AB SR, 2022, S. 21 ff.; BBI 2022, 366

3) BO CN, 2005, p. 775 s.; BO CE, 2005, p. 836 ss.; BO CE, 2005, Annexes lll, p. 79 s.; BO CN, 2005, p. 774 s.
4) AB NR, 2005, S. 774 f. und 775 f.; AB SR, 2005, S. 836 ff.; LT und NF, 6.10.05;
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